
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 

 

Domkapitel zu Speyer 

- Körperschaft des öffentlichen Rechts - 

Speyer 



Domkapitel zu Speyer - Körperschaft des öffentlichen Rechts -
Speyer

Bilanz zum 31. Dezember 2020

A K T I V S E I T E

31.12.2020 31.12.2019

EUR TEUR

A. ANLAGEVERMÖGEN

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Lizenzen 0,00 1

II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und
Bauten einschließlich der Bauten auf fremden
Grundstücken 7.708.098,13 7.660

2. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 226.104,00 204

3. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 2.967,27 64

7.937.169,40 7.928

III. Finanzanlagen

Sonstige Ausleihungen 55.000,00 55

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Vorräte

Fertige Erzeugnisse und Waren 81.878,73 78

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 10.552,20 8

2. Forderungen gegenüber kirchlichen
Einrichtungen 184.909,48 150

3. Sonstige Vermögensgegenstände 4.537,25 29

199.998,93 187

III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 1.148.310,44 1.021

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 61.652,56 77

9.484.010,06 9.347

Anlage I/1



P A S S I V S E I T E

31.12.2020 31.12.2019

EUR TEUR

A. EIGENKAPITAL

I. Ausstattungskapital 5.386.715,06 5.387

II. Gewinnrücklagen 3.706.764,99 3.686

III. Bilanzgewinn/-verlust 31.730,59 4

9.125.210,64 9.077

B. SONDERPOSTEN FÜR ZWECKGEBUNDENE MITTEL 95.261,20 79

C. RÜCKSTELLUNGEN

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche
Verpflichtungen 7.242,31 7

2. Sonstige Rückstellungen 93.900,00 119

101.142,31 126

D. VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 33.500,36 56
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

33.500,36 EUR (Vorjahr 56 TEUR)

2. Verbindlichkeiten gegenüber kirchlichen
Einrichtungen 127.675,30 1
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

127.675,30 EUR (Vorjahr 1 TEUR)

3. Sonstige Verbindlichkeiten 609,00 7
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

609,00 EUR (Vorjahr 7 TEUR)

161.784,66 64

E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 611,25 1

9.484.010,06 9.347
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Domkapitel zu Speyer - Körperschaft des öffentlichen Rechts -
Speyer

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2020

2020 2019
EUR TEUR

1. Umsatzerlöse 802.629,10 1.216

2. Zuschüsse und Zuweisungen 2.400.974,07 2.379

3. Sonstige betriebliche Erträge 385.418,51 254

3.589.021,68 3.849

4. Materialaufwand

Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe und für bezogene Waren 34.521,61 51

5. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 1.931.666,35 2.002

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für
Altersversorgung und für Unterstützung 314.170,79 303
- davon für Altersversorgung

61.448,88 EUR (Vorjahr 59 TEUR)

2.245.837,14 2.305

Zwischenergebnis 1.308.662,93 1.493

6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögens-
gegenstände des Anlagevermögens und
Sachanlagen 245.214,65 233

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 968.760,27 1.174

8. Gezahlte Zuschüsse und Umlagen 45.833,05 49

Zwischenergebnis 48.854,96 37

9. Erträge aus Wertpapieren 1.000,00 3

10. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 266,19 0

11. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 1.644,45 2
- davon aus der Aufzinsung

387,15 EUR (Vorjahr 0 TEUR)

12. Ergebnis nach Steuern/
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 48.476,70 38

13. Gewinn-/Verlustvortrag 4.354,08 489

14. Entnahmen aus Gewinnrücklagen 128.980,24 82

15. Einstellungen in Gewinnrücklagen -150.080,43 -605

16. Bilanzgewinn/-verlust 31.730,59 4
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Domkapitel zu Speyer - Körperschaft des öffentlichen Rechts -
Speyer

Anhang für das Geschäftsjahr 2020

1. Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss

Der Jahresabschluss des Domkapitels zu Speyer - Körperschaft des öffentlichen

Rechts - mit Sitz in Speyer zum 31. Dezember 2020 wurde nach allgemeinen han-

delsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften und unter Beachtung der maßgeben-

den kirchen- und satzungsrechtlichen Regelungen für das Domkapitel erstellt.

Die Gliederung der Bilanz entspricht § 266 HGB, die Gewinn- und Verlustrechnung

wird nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB aufgestellt. Die

Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach § 265 HGB

erweitert, um den Besonderheiten kirchlicher Körperschaften Rechnung zu tragen. 

Der Anhang wurde nach den Vorschriften für kleine Kapitalgesellschaften aufge-

stellt. Bei der Bewertung wurde von der Fortsetzung der Unternehmenstätigkeit aus-

gegangen.

2. Angaben zur Bilanz und zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Das Sachanlagevermögen ist zu Anschaffungskosten abzüglich der bisher aufgelau-

fenen und im Geschäftsjahr planmäßig fortgeführten Abschreibungen bewertet. Die

Abschreibungen erfolgten nach Maßgabe der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer

linear. 

Die Bewertung der Finanzanlagen erfolgt zu Anschaffungskosten. 

Die Vorräte betreffen fertige Erzeugnisse und Waren und sind zu Anschaffungs-

kosten unter Beachtung des Niederstwertprinzips bewertet. 
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Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind zum Nennwert ange-

setzt. 

Die Kassenbestände und Guthaben bei Kreditinstituten sind zu ihren Nominalbeträ-

gen angesetzt.

Der Sonderposten für zweckgebundene Mittel wird zum Nennbetrag der gebunde-

nen Mittel bilanziert.

Die KZVK gewährt für Beschäftigte des kirchlich caritativen Dienstes in den Diöze-

sen der Bundesrepublik Deutschland eine zusätzliche Alters-, Erwerbsminderungs-

und Hinterbliebenenversorgung.

In seiner Sitzung am 6. September 2016 hat der Verwaltungsrat der KZVK zur Ausfi-

nanzierung von Versorgungszusagen aus der Zeit vor 2002 einen Finanzierungsplan

beschlossen, der so ausgestaltet war, dass ab 2016 jährlich zu erhebende Finanzie-

rungsbeiträge über einen Zeitraum von 25 Jahren in ausreichendem Umfang erho-

ben werden sollten, um die zukünftigen Verpflichtungen der KZVK gegenüber den

Anspruchsberechtigten dauerhaft erfüllen zu können. 

Ab dem Jahr 2020 hat der Verwaltungsrat der KZVK erneut eine Anpassung des Fi-

nanzierungssystems beschlossen. Ziel des neuen Finanzierungssystems ist die Er-

hebung einer einheitlichen Umlage zur circa 90 %igen Ausfinanzierung von Versor-

gungszusagen aus der Zeit vor dem Jahr 2002 und aus der Zeit danach. Hierfür er-

hebt die KZVK in den Jahren 2020 bis 2027 einen Angleichungsbeitrag, bevor ab

dem Jahr 2027 die einheitliche Umlage erhoben werden soll.

Die auf die Körperschaft entfallende finanzökonomische Deckungslücke für die Ver-

sorgungszusagen aus der Zeit vor 2002 (ehemals Abrechnungsverband S), die

durch die Erhebung der Finanzierungsbeiträge geschlossen werden sollte, betrug

am 31. Dezember 2019 7 TEUR. Es ist auf Basis der Erläuterungen und Ausführun-

gen der KZVK davon auszugehen, dass diese Deckungslücke auch im neuen Finan-

zierungssystem nur langfristig geschlossen werden wird. Unter der Annahme einer

linearen Schließung der Deckungslücke bis zum Jahr 2040 beträgt der Barwert die-

ser Lücke am 31. Dezember 2020 7 TEUR.
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Die Körperschaft hat im Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 vom Wahlrecht

nach Art. 28 Abs. 1 Satz 2 EGHGB dahingehend Gebrauch gemacht, dass mittelba-

re Pensionsverpflichtungen gegenüber den Anspruchsberechtigten der KZVK bilan-

ziert werden. Eine ertragswirksame (Teil-)Auflösung nach § 249 Abs. 2 Satz 2 HGB

der in der Vergangenheit gebildeten Rückstellung aufgrund der Satzungsänderung

bzw. Einführung eines neuen Finanzierungssystems und daraus folgend ggf. einer

erschwerten Quantifizierbarkeit der Deckungslücke schied im Jahresabschluss 2019

mangels Wegfalls der mittelbaren Altersversorgungsverpflichtung aus. Vielmehr

muss die Rückstellung auch im neuen Finanzierungssystem stetig auf Basis der wei-

terhin bei der KZVK bestehenden Deckungslücke fortgeschrieben werden.

Der Ansatz der Rückstellung erfolgt im Jahresabschluss 2020 mit dem annähe-

rungsweise ermittelten notwendigen Erfüllungsbetrag gemäß § 253 Abs. 1 Satz 2,

Abs. 2 HGB, wobei zu dessen Ermittlung die für das Vorjahr ermittelte Deckungslü-

cke linear bis zum Jahr 2040 verteilt wurde. Für das Jahr 2020 ist ein Abzinsungs-

satz gemäß § 253 Abs. 2 HGB von 2,30 % für eine angenommene Restlaufzeit von

15 Jahren zur Anwendung gekommen. Insgesamt wurde eine Rückstellung in Höhe

von 7 TEUR gebildet. 

Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und unge-

wisse Verpflichtungen, die das abgelaufene Geschäftsjahr betreffen. Sie sind mit

dem nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrag

angesetzt.

Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag bewertet.

Unter den Rechnungsabgrenzungsposten sind nur Ausgaben bzw. Einnahmen vor

dem Bilanzstichtag, die Aufwand bzw. Ertrag für eine bestimmte Zeit nach dem Bi-

lanzstichtag darstellen, ausgewiesen. 
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3. Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung

Folgende GuV-Posten enthalten Erträge oder Aufwendungen von außergewöhnli-

cher Größenordnung oder außergewöhnlicher Bedeutung:

- Unter den sonstigen betrieblichen Erträgen wird in Höhe von 217 TEUR die perio-

denfremde Nachzahlung des Bischöflichen Ordinariats Speyer aus der Weiterleitung

der anteiligen Kirchensteuereinnahmen aus der endgültigen Abrechnung des Jahres

2019 ausgewiesen.

4. Sonstige Angaben

4.1 Mitglieder des Domkapitels

- Weihbischof Otto Georgens, Dompropst

- Domkapitular Dr. Christoph Kohl, Domdekan

  und Domkustos

- Generalvikar Andreas Sturm

- Domkapitular Karl-Ludwig Hundemer

- Domkapitular Peter Schappert 

- Domkapitular Franz Vogelgesang

- Domkapitular Matthias Bender, Dompfarrer

- Domkapitular Dr. Norbert Weis
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4.2 Ergebnisverwendungsvorschlag

Gemäß Beschluss des Domkapitels wurden unterjährig der Bilanzgewinn des Vor-

jahres in Höhe von 4.354,08 EUR sowie Mieterträge von 145.726,35 EUR in die Ge-

winnrücklagen eingestellt und in Höhe von 128.980,24 EUR den Gewinnrücklagen

für Instandhaltungsaufwendungen entnommen.

Der Dompropst schlägt vor, den verbleibenden Bilanzgewinn auf neue Rechnung

vorzutragen.

Speyer, 18. Juni 2021

gez. Weihbischof Otto Georgens
             Dompropst
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Domkapitel zu Speyer - Körperschaft des öffentlichen Rechts -
Speyer

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An das Domkapitel zu Speyer - Körperschaft des öffentlichen Rechts -, Speyer

Prüfungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss des Domkapitels zu Speyer - Körperschaft des

öffentlichen Rechts -, Speyer - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020

und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum

31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Körperschaft zum

31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis

zum 31. Dezember 2020.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-

wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317

HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere

Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verant-

wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Be-

stätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen un-

abhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufs-

rechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
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Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass

die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als

Grundlage für unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresab-

schlusses, der den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen

Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der

Körperschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die

internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen

ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung

eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten

oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-

antwortlich, die Fähigkeit der Körperschaft zur Fortführung der Unternehmenstätig-

keit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-

sammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,

anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilan-

zieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-

stehen.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahres-

abschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten

– falschen Darstellungen ist, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser

Prüfungsurteil zum Jahresabschluss beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür,

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
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schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets

aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-

tieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-

den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahres-

abschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein-

flussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine

kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder un-

beabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss, planen und führen

Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-

fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser

Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen

nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Ver-

stöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollstän-

digkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kont-

rollen beinhalten können.

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses re-

levanten internen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter

den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-

fungsurteil zur Wirksamkeit dieses Systems der Körperschaft abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-

wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den ge-

setzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-

genden Angaben.

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli-

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung

der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnach-

weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder
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Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der

Körperschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls

wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind

wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jah-

resabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen

sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen

auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten

Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch

dazu führen, dass die Körperschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fort-

führen kann.

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab-

schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrun-

de liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresab-

schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,

Finanz- und Ertragslage der Körperschaft vermittelt.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den ge-

planten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-

stellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir wäh-

rend unserer Prüfung feststellen. 

Mainz, 18. Juni 2021

Solidaris Revisions-GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft
Zweigniederlassung Mainz

Dr. Thomas Drove
Wirtschaftsprüfer

Steuerberater

Dirk Riesenbeck-Müller
Wirtschaftsprüfer

Steuerberater
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